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i Die vom Obersten Gericht fortgesetzten Aussprachen 
mit den in Ehesachen tätigen Richtern der Bezirks­
gerichte haben das im allgemeinen günstige Urteil be­
stätigt, das bereits in den früheren, unter der gleichen 
Überschrift veröffentlichten Berichten ausgesprochen 
werden konnte1). Von einem zum anderen Mal aber 
verstärkt sich auch der Eindruck, wie wichtig und 
förderlich — man muß hinzufügen: nicht nur für die 
Bezirksgerichte, sondern auch für die Richter des 
Obersten Gerichts — es ist, die sich aus den besproche­
nen Urteilen ergebenden grundsätzlichen Fragen des 
neuen Eherechts und Eheverfahrensrechts in einer ge­
meinsamen Aussprache zu behandeln und zu klären, 
bei der die aus der Kenntnis der Rechtsprechung der 
Kreisgerichte gewonnenen Erfahrungen Berücksichti­
gung finden. Es dürfte sich durchaus empfehlen, dieses 
Verfahren auch im Verhältnis der Bezirksgerichte zu 
den Kreisgerichten allgemein anzuwenden.

Zur Anwendung des § 8 EheVO
' Eine Reihe grundsätzlicher Entscheidungen des 
Obersten Gerichts, in denen die früher bereits ausführ­
lich behandelten Grundfragen des neuen materiellen 
Eherechts ihren konkreten Niederschlag gefunden ha­
ben, sind in NJ 1956 S. 736 ff. veröffentlicht und werden 
hoffentlich bei den Kreis- und Bezirksgerichten zur 
Klärung von Zweifelsfragen beitragen. In den folgen­
den Bemerkungen soll auf einige in den Aussprachen 
hervorgetretene Fragen eingegangen werden, die den 
inneren Zusammenhang des materiellen Eherechts mit 
dem neu geregelten Eheverfahren betreffen.

1. Bekanntlich ist gern. § 27 Abs. 3 EheVerfO § 619 
ZPO, der das persönliche Erscheinen und die gerichtliche 
Vernehmung der Parteien regelt, nicht mehr anzuwen­
den. Durch die §§ 10 und 11 EheVerfO, die den Gerich­
ten die Anordnung des persönlichen Erscheinens der 
Parteien und die Aufklärung des Sachverhalts im Zu­
sammenwirken mit ihnen zur Pflicht machen, sind die 
prozessualen Möglichkeiten zur Erforschung der Wahr­
heit im Eheverfahren wesentlich erweitert worden. § 12 
Satz 1 EheVerfO ordnet in Übereinstimmung damit an, 
daß auch die Beweisaufnahme grundsätzlich vor dem 
Prozeßgericht durchzuführen ist.

Es ist daher zu beanstanden, wenn bei einigen Ge­
richten — wie sich aus entsprechenden Hinweisen in 
Urteilstatbeständen ergibt — noch immer sog. informa­
torische Parteivernehmungen stattfinden. Entweder 
sind damit die Vernehmungen nach §§ 10, 11 EheVerfO 
gemeint, dann ist der gewählte Ausdruck falsch und 
irreführend. Oder es finden „Vernehmungen“ statt, die 
zur Ergänzung oder Berichtigung des Sachvortrags die­
nen sollen. Auch dann kann der Gebrauch des Wortes 
„informatorisch“ nur einer Verwirrung des klaren 
prozessualen Verfahrensinhalts Vorschub leisten. Selbst­
verständlich haben die Parteien auch im Eheverfahren 
alle erheblichen Tatsachen vorzutragen, und der Vor­
sitzende hat ihnen dabei im Rahmen seiner Fragepflicht 
aus § 139 ZPO Hilfe zu leisten. Das ist aber prozessual 
völlig verschieden von der den, Gerichten obligatorisch 
zur Pflicht gemachten „Vernehmung“ der Parteien, die 
in jedem Falle einen Bestandteil der Beweisaufnahme 
bildet.

Aus dieser Klarstellung ergibt sich die formale Be­
handlung, die sowohl die Ergebnisse der Parteiverneh­
mungen als auch die Aussagen etwa vernommener 
Zeugen und Sachverständigen in den gerichtlichen 
Sitzungsprotokollen zu finden haben. § 160 Abs. 2 Ziff. 3 
ZPO bestimmt, daß sowohl die Aussagen der Zeugen 
und Sachverständigen als auch die Bekundungen der 
Parteien im Falle ihrer Vernehmung durch Aufnahme in 
das Protokoll festzustellen sind. Das sind Mußvorschrif­
ten, die für das Verfahren vor den Kreisgerichten 
unbedingt verbindlich sind. Offen bleibt die Frage, ob 
die durch § 161 ZPO für das allgemeine Verfahren zu­
gelassenen Erleichterungen auch für das Berufungsver­
fahren in Ehesachen Anwendung zu finden haben. Sie 
läßt sich nur beantworten unter Berücksichtigung der 
hohen gesellschaftlichen Bedeutung eines den Interessen

unserer Bevölkerung voll gerecht werdenden Ehever­
fahrens, in dem die Grundlagen für die Entscheidung 
geschaffen werden müssen. Dabei muß der Akteninhalt 
zugleich die Garantie dafür bieten, daß die Urteile 
gegebenenfalls im Kassationsverfahren, das die ZPO 
ja noch nicht kannte, in allen ihren Grundlagen nach­
prüfbar sind. Beide Gesichtspunkte können nur dazu 
führen, daß mindestens in Ehesachen von der Vorschrift 
des § 161 ZPO kein Gebrauch mehr zu machen ist, daß 
also auch im Verfahren vor dem Bezirksgericht die Er­
gebnisse der Parteivernehmungen und die Aussagen der 
Zeugen und Sachverständigen durch das Sitzungsproto­
koll sorgfältig festzuhalten sind. Daß dabei Bezugnahmen 
auf bereits protokollierte frühere Aussagen, soweit 
diese von den vernommenen Personen aufrechterhalten 
werden, nach wie vor ebenso zulässig sind wie die Be­
zugnahme auf etwaige schriftlich erstattete Sachver­
ständigengutachten, bedarf nach § 160 Abs. 2 Ziff. 3 
und Abs. 3 ZPO keiner besonderen Betonung.

Es bedurfte der vorstehenden Hinweise, weil die Aus­
sprachen beim Obersten Gericht ergeben haben, daß die 
genannten Vorschriften nicht überall gleichmäßig be­
folgt, zum Teil sogar völlig vernachlässigt werden. Das 
führt dann leicht zu Fehlerquellen, zum mindesten aber 
erschwert es die Überprüfung der Sachen in der Be­
rufungsinstanz.

2. § 1 EheVerfO bestimmt, daß die Vorschriften der 
ZPO, soweit sie nicht durch diese Verordnung geändert 
oder aufgehoben werden, in Übereinstimmung mit der 
EheVerfO und im Sinne der EheVO anzuwenden sind.

Zur Einleitung eines Scheidungsprozesses bedarf es 
daher, da insoweit das Dispositionsprinzip uneinge­
schränkt zur Wirkung kommt, nach wie vor der Er­
hebung einer darauf gerichteten Klage. So sprechen 
denn auch verschiedene Bestimmungen der EheVO und 
der EheVerfO ausdrücklich von der „Klage“, „Klage auf 
Scheidung“ und dem „klagenden Ehegatten“ (vgl. z.B. §16 
EheVO, §§ 13 Abs. 3, 20 Abs. 1 und 2, 23 Abs. 3 Ehe­
VerfO). Daß es einer Widerklage nicht mehr bedarf 
und sie daher auch nicht mehr zugelassen ist, ergibt 
sich daraus, daß § 8 EheVO auf die einmal erhobene 
Klage den gesamten Komplex der betreffenden Ehe 
einer untrennbar und einheitlich vom Gericht durchzu­
führenden Untersuchung unterwirft.

Zweifel können sich ergeben, wie bei der Zurück­
nahme der Klage zu verfahren ist. Mit dieser Frage 
hatte sich ein im Beschwerdeverfahren ergangener 
Beschluß des Bezirksgerichts Rostock vom 25. August 
1956 — TRa 81/56 — zu befassen. Kläger war die Ehe­
frau, die Scheidung der Ehe wegen Trunksucht ihres 
Mannes, Mißhandlungen und Beschimpfungen durch 
ihn begehrte. Der Ehemann hatte den Behauptungen 
der Klägerin widersprochen, ihr Zanksucht, Neigung 
zu Tätlichkeiten und Vernachlässigung des gemein­
samen Kindes vorgeworfen. Im vorbereitenden Verfah­
ren war die Aussöhnung der Ehegatten gescheitert; 
beide Ehegatten verlangten Scheidung der Ehe und 
blieben dabei zunächst auch im streitigen Verfahren. 
Nach einer Beweisaufnahme nahm jedoch die Klägerin 
die Klage zurück. Daraufhin stellte das Kreisgericht 
das Verfahren durch Beschluß ein. Auf Beschwerde 
des Ehemannes, mit der dieser die Einstellung des Ver­
fahrens als unzulässig anfocht und dessen Durchführung 
im Hinblick auf das von ihm gestellte Verlangen nach 
Scheidung für notwendig erachtete, hob das Bezirks­
gericht den Beschluß auf und verwies die Sache zur 
Fortsetzung des Verfahrens an die Vorinstanz zurück. 
In der Begründung führte das Bezirksgericht unter 
Hinweis auf § 271 Abs. 2 ZPO aus, daß die Zurück­
nahme der Klage, nachdem darüber mündlich verhan­
delt worden sei, der Zustimmung des Verklagten be­
durft hätte. Dieser könne jedoch, wenn er sie 
verweigere, rvur Abweisung der Klage durch Sachurteil, 
nicht aber Durchführung des Verfahrens auf den von 
ihm gestellten Antrag verlangen, der nicht als „Antrag“
i. S. des § 510 a ZPO anzusehen sei und demnach keine 
Berücksichtigung finden könne.

Dieser Beschluß wurde beim Obersten Gericht mit 
Richtern des Bezirksgerichts Rostock und zweier anderer
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1) vgl. NJ 195« S. *54 und S. 522.


